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01. Landkreis Oberhavel, Oranienburg 
 

1: Belange der unteren Naturschutzbehörde

Planungsrelevante Inhalte der Stellungnahme in Kurzform: 

- Durch die vorgesehene Änderung erhöht sich die Dimensionierung der überbauba-
ren Grundstücksfläche. Nähere Angaben fehlen. Es ist zu prüfen, ob hinsichtlich 
der Kompensation des Eingriffs weitere Kompensationsmaßnahmen festzusetzen
sind.

Prüfung / Abwägungsvorschlag:

 - Durch die unveränderte Festsetzung einer GRZ von 0,2 erfolgt letztendlich keine 
Erhöhung der zulässigen Grundfläche, die von baulichen Anlagen überdeckt wer-
den darf (diese bleibt immer konstant, da sie relativ zur Grundstücksgröße zu er-
mitteln ist), sondern lediglich eine Veränderung der Dimensionierung der Grund-
stücksfläche, die überhaupt überbaut werden darf. Insofern ergibt sich theoretisch 
aus dieser Planänderung kein veränderter Kompensationsbedarf. "Praktisch" kann 
die Planänderung hinsichtlich eines erforderlichen Kompensationsbedarfs ohnehin 
unberücksichtigt bleiben, da sich die Planänderung auf ein Gebiet bezieht, dass 
dem "Innenbereich" im Sinne § 34 BauGB zugehörig ist (Verwaltungsgerichtsver-
fahren aus dem Jahr 1997). Somit sind für dieses Gebiet die Vorschriften über die 
Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz nicht anzuwenden. Auch 
aus diesem Grund sind keine weiteren Kompensationsmaßnahmen festzusetzen. 

 
 - Änderungen an den Planinhalten ergeben sich aus diesem Teil der Stellungnahme 

nicht. 
 

2: Belange des Bereiches Brand-, Katastrophenschutz, Rettungswesen

Planungsrelevante Inhalte der Stellungnahme in Kurzform: 
 

- Die Löschwasserversorgung ist entsprechend des Brandenburgischen Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes vom 24.05.2004 unter Beachtung des Regelwerkes 
,,Wasserversorgung" Rohrnetz / Löschwasser, Arbeitsblatt 405 zu gewährleisten. 
Weitere Details zum vorbeugenden Brandschutz werden im Baugenehmigungsver-
fahren dargelegt und ggf. hierzu Auflagen erteilt. 

Prüfung / Abwägungsvorschlag:
 
 - Diese Hinweise werden zur Kenntnis genommen, ein Bezug auf die Planänderung 

ist jedoch nicht erkennbar. Bereits im Rahmen der vorangehenden Prüfung der 
Stellungnahme des Landkreises kam die Stadt zu dem Ergebnis, dass es sich 
hierbei um Hinweise handelt, die im Zuge der weiteren Umsetzung der Planinhalte 
insbesondere im Zuge anschließender Baugenehmigungsverfahren zu berücksich-
tigen sind. Einer näheren Prüfung im Rahmen der Abwägung bedürfen diese Hin-
weise nicht, da die Einhaltung des Regelwerkes im Rahmen anderer Genehmi-
gungsverfahren zu prüfen ist bzw. besonderen Fachgesetzen und fachplanungs-
rechtlichen Normen unterliegt. 

 
 - Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
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3: Belange der unteren Gesundheitsbehörde 

 - Seitens der unteren Gesundheitsbehörde erfolgten allgemeine Hinweise auf gel-
tende Verordnungen, Rechtsvorschriften und Verfahrensweisen im Zusammen-
hang mit Trinkwassernetzerweiterungen bzw. -erneuerungen, ohne Bezug auf die 
konkrete Planänderung, deren Berücksichtigung im Zuge der Schaffung und Si-
cherung der Trinkwasserversorgung zu berücksichtigen sind. Planungsrechtliche 
relevante Hinweise zur Planänderung stellen diese nicht dar. Einer Berücksichti-
gung im Rahmen der Abwägung bedarf es nicht. 

 
 - Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
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